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Bestrafen der Armen, kontrollieren der Armen? 
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. I dik toren: Das Klima »wird eisiger« II. Soziale n a 

. -'tl' h Analysen der deutschen Gesellschaftsentwicklung in 
Sozialwissenscha.i, ic e •r lhaf f · , r • Jahrzehnten weisen unzwei1e t au eme verschär- den vergangenen zwei . . . 

d K , um soziale Teilhabe und Ressourcen hm. Dabei markieren fung es amp,es . . . 
nicht allein die Liberalisierung des Arbeitsmarktes und die Kürzung von So-
zialleistungen durch die Hartz-Gesetzgebung seit 2003 das Ende der wohl-
fahrtsstaatlichen Ära in Deutschland. Die Globalisierung von Produktions-
und Dienstleistungsabläufen setzte vielmehr bereits im ausgehenden 20. 
Jahrhundert einen wachsenden Verdrängungswettbewerb sowohl zwischen 
Unternehmen als auch unter Arbeitskräften in Gang. In der Bundesrepublik 
ist es keiner parteipolitischen Regierungskonstellation seither gelungen, die 
kontinuierliche Zunahme der sozialen Segregation aufzuhalten. Das zeigt 
sich schnell anhand der Betrachtung von unterschiedlichen Dimensionen der 
sozio-ökonomischen Entwicklung. So konstatiert die renommierte OECD, 
die Einkommensschere zwischen Gut-und Niedrigverdienern habe sich zwi-
schen 1990 und 2011 in allen 34 Mitgliedsstaaten der Organisation weiter 
geöffnet -in Deutschland jedoch überdurchschnittlich stark.5 Abgesehen von 
dem Realeinkommen der Haushalte sind es vor allem die Beschäftigungs-
verhältnisse, aus denen diese Einkommen stammen, die eine dramatische 
Veränderung erfahren haben. Die »Generation Praktikum«6 der 90er Jahre 
iSt nahtlos in die Phase der »prekären Beschäftigungsverhältnisse« überführt 
worden: _Mini:Jobs, geringfügige Beschäftigungsverträge, Niedriglohnseg-
mente, di_e Beschäftigung auf Basis einer (Schein-}Selbständigkeit, Zeitarbeit 
und befnstete Arbeitsverhältnisse haben dazu geführt dass immer rnehr 
Menschen von 'h Arb • . ' . h f 1· he 
P i rer eit mcht leben können oder keine wirtsc a t ic 
erspektive über d' k d hl"gt ich . d ie ommen en Monate hinaus besitzen Das sc a s 

m en Date d B d · -
t A , n er un esagentur für Arbeit nieder. Die Zahl der so genann 
en • u1stocke d Ar „ zt r«, eren beitslohn durch einen Sozialhilfezuschuss ergan 

5 OECD 201J (htt '// 
49176950_1_1_{1,~-::r·

0
r&'documentf54/ 0,3746,de_ 34968570_35008930_ 

6 Bia heute lesenawen der . rägt 
WUrde (verfügbar unter: t'.kel von ~atthlas Stolz in DIE ZEIT, durch den dieser Begriff gep 

· ttp.//WWw.zeit.de/2005/ 14/Tite1_2fPraktikant_ 14 ). 

werden muss um das Existenzminimum zu erreichen, steigt seit 2007 konti-
nuierlich an und lag im Jahr 2010 bereits bei rund 1,4 Millionen Menschen. 
Abgesehen von diesen materiellen Indikatoren ist bereits der ungleiche Zu-
gang der Bürger zum Arbeitsmarkt und zum Bildungssystem besorgniserre-
gend. So resümiert die jüngste Studie der Bertelsmann-Stiftung über soziale 
Gerechtigkeit in Deutschland: 

»Der größte Handlungsbedarf besteht[ ... ] in den Feldern Bildungszugang, 
Armutsvermeidung und Arbeitsmarktinklusion. Es kann nicht dem ei-
genen Gerechtigkeitsanspruch einer der reichsten Industrienationen ge-
nügen, dass rund jedes neunte Kind in armen Verhältnissen aufwächst, 
Bildungschancen stark von sozialer Herkunft abhängen und viele Men-
schen, insbesondere Geringqualifizierte, dauerhaft vom Arbeitsmarkt aus-
geschlossen bleiben.«

7 

Angesichts dieser seit Jahren anhaltenden Tendenzen und Missstände über-
rascht es kaum, dass sich in Folge des wachsenden ökonomischen Druckes 
auch der alltägliche Umgang der Menschen miteinander verändert. »Das so-
ziale Klima wird eisiger«8 fasste eine Nachrichtenagentur die Befunde des 
Bielefelder Sozialforschers Wilhelm Heitmeyer aus seiner Langzeitstudie 
unter dem Titel »Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit« zusammen. Der 
Soziologe spricht von einer mit Empathielosigkeit und Fremdenfeindlichkeit 
einhergehenden »rohen Bürgerlichkeit«, die in Folge eines immer stärker al-
lein an Konkurrenz-und Effizienzmaßstäben orientierten Lebens um sich 
greife.9 

III. J ustizielle Indikatoren: Kontinuität und Sicherung 

Wrrd der soziale Kampf härter, dann fallen zwangsläufig immer mehr Menschen 
d~c~ das ohnehin grobmaschiger werdende Netz der Sicherung und -sogar 
wi~htiger -der sozialen Integration. Auswirkungen dieses gesellschaftlichen 
Klimas sowohl auf die Formen der Devianz als auch deren staatliche Kontrol-
le sind naheliegend. Ob der soziale Kampf in Deutschland allerdings, wie Wac-
~U~ts Thesen es nahelegen, mit den Mitteln der klassischen Kriminalstrafe, 
msbesondere der Freiheitsentziehung ausgetragen wird, ist zweifelhaft. Was Lciic 
Wacquant für die USA und tendenziell auch für Frankreich ausmacht

10
, kann 

für das Sanktionierungsverhalten der deutschen Justiz, zumindest derzeit und 
7 Berte1smann-stiftung: Soziale Gerechtigkeit in der OECD_ Wo steht Deutschland?, Gütersloh 2010, S. 31. 
8 httpf/WWw.n-tv.de,tpolltilc/Soziales-Klima-··•-' ~•-'=•-article2071316.html petzter Zugriff: 12Mai 2012~ 9 H,• nu~-,,~ 

10 
~• In: Die Zelt v. 22.9.201!, Nr. 39. 

ll(Juant a.a.O. 2009, S. 276. 
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Vi lmehr lässt sich bei der Verhän-
·cht festgestellt werden,afi ie ·ne bemerkenswerte Kontinui-

• .J: Fonn, m . ·nalstr en e1 f d G b' m weser . ,~;ebender Knmt . f,eststellen. Au em e iet der freihe1tsen..,.. hnte hinweg f 
gung d' vergangenenJahrze I 

äß• ·gen Analysen von Wol gang Heinz 
tät über ie d' rege m 1 h 'd 
Sanktionsforschung bieten t~lreichen Einblick in die Entsc e1 ungspraxis 
einen zuverlässigen un~ beitung der Strafverfolgungsdaten zwischen 
der deutschen Justiz. Seine ~010 führt Heinz zu dem Schluss: 

Jahren und demJahr 
den 70er L t am Strafen' kann danach für die deut-

»Die Thes~ ~n der ,n::;; in~;esamt empirisch nicht bestätigt werden. 
Sehe Sankttoruerungsp · b · t · t·t · 

d scheinen auf eme eshmm e, m quan 1 ahver Verschärfungsten enzen . h „ k . 
Hinsicht sehr kleine Straftäter-. und Deliktsgruppe besc ran t z_u s~m; 

delt sich einerseits um die Gruppe der als besonders ,gefährlich 
Es han d S al d G altk · · al't" 11 eingestuften Täter sowie um Tater er exu -un ew nmm 1 at.« 

So ist bei den Verurteilungen wegen vorsätzlicher Tötungsdelikte ein deut-
licher Anstieg der langjährigen Haftstrafen, vor allem der lebenslangen Frei-
heitsstrafe, zu verzeichnen während der Anteil der Freiheitsstrafen unter drei 

Jahre in dieser Deliktsgruppe zurückging. Diese Entwicklung findet eine Er-
klärung jedoch in der gleichzeitigen Abnahme des Anteils von Verurteilten, 
bei denen eine verminderte Schuldfähigkeit12 festgestellt wurde. Eine klare 
Verschärfungstendenz kann zudem bei Verurteilungen wegen gefährlicher 
Körperverletzung ausgemacht werden, allerdings nur für den Bereich des 
Erwachsenenstrafrechts: Hier hat sich der Anteil der zu einer Freiheitsstrafe 
Verurteilten an allen wegen§ 224 StGB verurteilten Personen zwischen 1990 
und 2010 mehr als verdoppelt, wobei dieser Anstieg aber fast vollständig auf 
die Verhängung von Bewährungsstrafen zurückzuführen ist. Der Anteil von 
Freiheitsstrafen ohne Bewährung ist nach einem Anstieg in den 1990er Jah· 
ren seit 2002 wieder leicht rückläufig. Unter den wegen desselben Deliktes 
nach Ju~endstrafrecht Verurteilten lassen sich dagegen seit Mitte der 70er 
Jahre keme Verschärfungstendenzen ausmachen. Bei anderen schwerwie-
genden Delikten, insbesondere bei Raub und Einbruchdiebstahl, ist die Quo-
te der verhängte f ·h · . bl'k n rei e1tsentz1ehenden Sanktionen in der Bundesrepu 1 
dagegen rückläufig. 

l't'k Kriminal~po 1 1 
11 

Heinz, Wolfgang: Neue Straßuat der Strafjustiz -Realität oder Mythos?, Neue 
2011, Heft 1, S. 14-27, S. 27. n bei der 

12 UnL'--lt Veränderunge eine .,....,-und emplrbch nur schwer zu klären ist dabei allerdings, inwlewe h hnte hinweg 
richterlichen oder SUlachterlichen Bewertung von Schuldllihigkeit über die Ja rze Rolle spielen. 

zwei Entwicklungen gibt es allerdings in der deutschen Justiz, die als Be-
leg für eine punitive Wende gedeutet werden könnten: Zum einen hat die 
seit der Jahrtausendwende vorherrschende Orientierung an der trügerischen 
Idealvorstellung »Sicherheit« zu einer drastischen Zunahme der präventiven 
Maßregeln, insbesondere der strafgerichtlichen Unterbringungen in Entzie-
hungsanstalten, geführt

13
: Allein zwischen 1990 und 2010 hat sich der Anteil 

der zu einer Maßregel (§§ 63, 64, 66 StGB) verurteilten Personen an allen 
Sanktionierten verdoppelt, bezogen auf alle Abgeurteilte14 sogar verdreifacht. 

-

Zum anderen ist die Entwicklung der Ersatzfreiheitsstrafe bei uneinbring-
lichen Geldstrafen ein starkes Indiz für eine sozial ausgrenzende »Bestrafung 
der Armen«. Dieser Sanktionstyp sollte aus dem deutschen Kriminalrechtssy-
stem ersatzlos gestrichen, die Beitreibung des Geldstrafenbetrages allein der 
Verwaltungsvollstreckung überlassen werden. Es gibt wohl kaum eine andere 
Sanktion an der sich ebenso gut zeigt, dass die intensivsten Grundrechtsein-
griffe auch heute noch bei den ärmsten Mitgliedern der Gesellschaft vorge-
nommen werden. Trotz aller Bemühungen15 um eine Reduzierung dieser 
Ersatzhaft ist zwischen 1976 und 2002 in den westlichen Bundesländern der 
Anteil der zu einer Geldstrafe verurteilten Personen, die diese Strafe ersatz-
weise im Gefängnis verbüßt haben, von 5,6 auf9,3 Prozentpunkte gestiegen.

16 

Ungeachtet dieser Entwicklungen, die nur einen kleinen Teil der straffälligen 
Personen betreffen, ist festzuhalten, dass eine grundlegende Tendenz zur Pu-
nitivität in Deutschland auch für die Jahrzehnte massiver gesellschaftlicher 
Umbrüche nicht zu verzeichnen ist. 

13 Dazu bereitsjasch M' h l· M cherheitsst af h' IC ae · _aßregeln der Besserung und Sicherung als Bausteine eines neuen Si-
vor neuen~ }ecbts, In: Orgamsationsbüro Strafverteidigervereinigungen (Hrsg.): Strafverteidigung 

1 
u ga en, Berlin 2010, S. 219-233. 

4 In der Summe d Ab . Verfahre i e
11
r geurte1lten sind im Unterschied zu der Zahl der Sanktionierten auch die 

nse nSte ungen enthalten. 
15 Modellprojekte Z Frleder E zur urückdrängung der Ersatzfreiheitsstrafe werden vorgestellt von Dünkt/, 

s. 143 
ff. rsatzfrelheitsstrafen und ihre Vermeidung, Forum Strafvollzug 2011, Heft 3, S. 143-153, 

16 Heinz Wolf land j
882 

-~g: Das strafrechtliche Sanktionensystem und die Sanktionlerungspraxls in Deutsch• 
Konstanz 

201
~l(O, Version 1/2012. Internet-Publikation: Konstanzer Inventar Sanktionsforschung, 

pdf· letzt www.unl-konstanz.de/rtf/kis/Sanktionlerungspraxls•ln-Deutschland.Stand•2010. 
hel~sstraf:r ~ufr~f: 5.5.2012), S.71. Die absolute Zahl der Neuzugänge Im Vollzug der Ersatzfrei· 
dieser y, 

11 
st eg 10 diesem Zeitraum von 27.469 auf 45. 700 an. Aktuellere Daten über die Zugänge 

telt we do zugsart können aufgrund einer Umstellung der Strafvollzugsstatistik nicht mehr ermit-
ln deu~ ~n. Am Stichtag 30.11.2011 saßen 3802 Personen zur Verbüßung einer Ersatzfreiheitsstrafe 
den d en Geflngnlssen (Bundesamt für Statistik: Bestand der Gefangenen und Verwahrten in 
und 

0
~ Schen Justizvollzugsanstalten nach ihrer Unterbringung auf Haftplätzen des geschlossenen 

welldauenebe Vollzugs, Stichtag: 30.11.2011 (Reihe Rechtspflege), Wiesbaden 2012, S. 6). Da die Ver-
entspre e~ Ersatzstrafen zumeist sehr kurz ist, würde ein Vergleich dieser Stichtagszählung mit 
Wenig c en en Daten aus früherenjahrgtngen über die Entwicklung der Sanktionlerungspraxis 

aussagen. 
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. brei·t angelegten Politik des Weg-
hi ·ben einer . . G ··ade für das Aus ei ·eh z ...... indest plausible Vermutungen Über die ru blik jassen s1 . . . 

in der Bundesrepu ·eh hierzulande keine privatwirtschaftliche 
sperrens -~P.illi . t dass s1 . h 

1 nen. Au1;~u-g is • ild h t _ und angesichts emes rec t stabilen ans e i1 h usgeb et a . • 
•prison industry« era llstreekung als obligatorisch hohe1thcher Aufgabe 
Verständnisses der Strafvo teh wird Auch der Umstand, dass Richter und eh ·cht ents en . 
alsbald wohl au. ru de nicht, wie in vielen Bundesstaaten der USA auf 
S-ft''"'"wälte hienulan wähl· d · · · · ,_..,.... _blich der Bevölkerung ge t wer en, immurus1ert sie 
lokaler Ebene u ' von u all ab . _,L.-:.4 populistischen Tendenzen. vor em er smd Ver- . dest teu wc;w,.. vor 

d Inbaftierungsuh}en und Strafhöhen in unterschiedlichen Staaten 
gieiche er Ko ext d · ili. Kr" · al mit Vorsicht zu genießen, da sie nur im nt er Jewe gen 1mm -
rechtssysteme richtig bewerten werden können. So ist beispielsweise das in 
Deut.schland etablierte duale System aus Strafen und Maßregeln in anderen 
Staaten unbekannt, in manchen Ländern in modifizierter Form vorhanden. 
Auch die Strukturen des materiellen Straf-und Ordnungswidrigkeitenrechts, 
die jeweilige Palette der Sanktionen unterhalb des Freiheitsentzuges und die 
Diversionspraxis sind Faktoren, die jeden transnationalen Vergleich von »Pu-
nitivitätc zu einer schwierigen Aufgabe machen.18 Derartige Vergleiche pri-
mär auf die Daten der Freiheitsstrafe zu stützen greift in jedem Fall zu kurz. 

Dass anhand der deutschen Sanktionspraxis eine Expansion des Wegsper-
":ns nicht belegt werden kann bedeutet noch lange nicht, dass nicht auch 
hi~and~ das Kriminaljustizsystem seinen Beitrag zur Herrschaftssiche-
rung m Zeiten neu entstandener sozialer Schieflagen und Unsicherheiten lei-
stel Der »deutsche Wege zur Beherrschung der Armen und Ausgegrenzten 
rek · "ed h . umert J oc weniger auf das Gefängnis· und die Kriminalstrafe sondern 
m erste Llni uf soll hi r e a das Gefahrenabwehrrecht und die Polizei. Diese Tendenz 
d er anhand von vier Beispielen -der präventiven Gewinnabschöpfung, 
~:d ge~ao:ten Geflihrderansprachen, zunehmenden Kontrollnetzwerken 

en u enthaltsverboten -verdeutlicht werden. 

·,-
hl der Gefllnsn1 17 Ea i>t das Verdieu -oo Nie!J Cmsti,, früh auf die ökonomische Bedeutun~ sow~u haben-

111Ueruehmen als auch der privaten Sicherheitsdienste in den USA hingewiesen Unterschiede 18 

~~~die lletnchtungen von Wacquant oft nicht gerecht, ~: wacq,uui' ~-,~ in den USA und Europa nur am Rande tbematlsi 2009, u.O~ S. 146. 

1. Präventive Gewinnabschöpfung 

Mit der so genannten präventiven Gewinnabschöpfung versuchen die Straf-
verfolgungsbehörden in zahlreichen Bundesländern eine Umgehung der 
Grenzen des strafprozessualen Beschlagnahmerechts zu etablieren, das aus 
Polizeilicher Sicht zu unbequemen Ergebnissen führt. Werden im Zuge von 
Strafermittlungen Gegenstände oder Geldbeträge beschlagnahmt, die später 
keiner bestimmten Straftat oder geschädigten Person zugeordnet werden 
können, so sind sie aufgrund der Eigentumsvermutung des§ 1006 BGB ei-
gentlich an den ursprünglichen Besitzer zurückzugeben. Unter Berufung auf 
die Polizeirechtlichen Sicherstellungsvorschriften wird diese Rückgabe nun-
mehr immer häufiger verweigert obwohl die Strafjustiz keine deliktische Her-
kunft als erwiesen angesehen hat und die Voraussetzungen von Verfall und 
Einziehung daher nicht bejahen konnten. Begründet wird diese »präventive 
Gewinnabschöpfung«19 von Finanzwerten vor allem mit der Gefahr, die Mit-
tel würden andernfalls wieder für strafbare Zwecke verwendet werden. Geht 
es hingegen um die Sicherstellung von Gegenständen, so wird dies unter Hin-
weis auf die vermeintliche Notwendigkeit gerechtfertigt, die Sache zugunsten 
eines (vermuteten) rechtmäßigen Eigentümers zu sichern. Als Rechtsgrund-
lagen für dieses Vorgehen dienen die jeweiligen Vorschriften über die Sicher-
stellung in den Polizeigesetzen der Länder.20 Anders, als die Bezeichnung 
»Gewinnabschöpfung« es suggeriert, geht es dabei in der Praxis bereits nicht 
mehr nur um bedeutsame Werte, die aus Drogen-oder Waffengeschäften

21 

stammen könnten. Vielmehr wird das Instrument auch bei Schülern, die ihr 
Eigentum an hochwertigen Fahrrädern oder Mobiltelefonen nicht belegen 
können, im Alltagsgeschäft ubiquitärer Kriminalität und polizeilicher Kon-
trolltätigkeit zum Einsatz gebracht.22 

19 ~rundlegencl; Hunsidrrr (Hunsicker, Ernst: Präventive Gewinnabschöpfung: Entwicklung und Stand 
1? Deutschland -BUck nach Österreich und in die Schweiz, Kriminalistik 2010, S. JS.42, S. 38). Kri-

11aiu, Philipp: ,Präventive Gewinnabschöpfung': Wenn Polizejbearnte Winkeladvokaten spielen, 
S rteidiger 2009, S. 102-105.; ders.: Polizelrecbtliche Sicherstellung nach Freigabe gern. § 98 
~-Erwiderung auf die Erwiderung, Strafverteidiger 2010, S. 215-218, 2010; Waechur, Kay: Präven• 

2 
Gewinnabschöpfung, Zeitschrift ftlr öffentliches Recht In Norddeuucbland 2008, S. 473479. 

O :~e z.B.: § 38 ASOG Berlin § 26 Niederslcbsiscbes SOG § 43 PolG Nordrhein-Westfalen. In 
tedersacbJen existiert zude~ ein Gemeinsamer Runderl~ als Handlungsan-.weisung an Polizei 

~laatsanwaltscbaft zu der Thematik (verfügbar unter: http://www.recht-niedersachsen.de/210ll/ 
P~,1201,26.htm). 

21 BVerfG v. 24.10.2011 {Nichtannahmebescbluss, verfassungsrechtliche Fragen offen gelassen, http:// 
;vww-bverfg.defentscbeidungen/rk20111024 1 bvr0732ll.btml); VG Lüne-.burg v. 13.1.2011, 6 A 

22 ::/'J9, juris; VG Köln v. 10.12.2009, 20 K 842/09, juris. 

-------

1 
sieht der Runderlass des Landes Niedersachsen (Fn.19) zur präventiven Gewinnabschöp~g 

~eh bei Werten unter 500 Euro eine »sorgflltige Prüfung• des Kosten-Nutzen-Verhlltnisses vor; 
He t 3.S des Erlasses. Für höhere Sachwerte wird, soweit ausreichende Indizien ftlr eine deliktiscbe 

rkunrt vurllegen, die Gewinnabschöpfung als Rege1fail vorgesehen. 
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Be stuften Systems_ der s ü raktisch schon ein Restverdacht au{ 
d~s ~••tlichen Eingriffs gen gt p des der trotz Verfahrenseinstellung dieses s,-. es Gegenstan , . . 
d liktische Herkunft e~ All . 1 dizien für einen dehktischen Ursprung 
e bleibt em n d B oder Freispruch ver . · mkehr der Beweislast zulasten es etroffenen. 
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. h treffend wir zwar h Dogmallsc zu . G wmn· abschöpfung nicht entgegenste t, da diese d --ventiven e 

mutung er p~a 1a· . al echtliche Schuldfeststellung enthalte. Doch wenn 
Maß ahme keine imm r 

n h der Verwaltungsgerichte mit der Erwägung rettet, sich die Rechtsprec ung h . l . 
.. . E tzstrafe«23 vor so ist dies zwar rec tstermmo ogisch kor- es Jage »kerne rsa ' 

h be Owohl an der Realität für die Betroffenen als auch an der In- rekt, ge ta rs . . .. 
tention der Maßnahme vorbei. Gerade darm hegt das -eher rechtspohtische 
und rechtssystematische als dogmatische -Problem: Während in einem förm-
lichen Strafverfahren gerade kein Tatnachweis erbracht werden kann und 
keine Sanktionierung erfolgt, kommt es über den Umweg des Polizeirechts zu 
einer Quasi-Sanktionierung des Betroffenen. Während das Strafrecht von der 
Unschuld der Bürger ausgeht und die Pflicht zum Nachweis des Gegenteils 
mit guten Gründen dem Staat aufbürdet, entledigen sich die Polizeibehörden 
durch das Gefahrenabwehrrecht dieser rechtsstaatlichen Hürden. 

2. Gefährderansprachen 

Symptomatisch für die Ausweitung staatlicher Interventionen sind weiterhin 
die 50 genannten »Gefährderansprachen«24, die.sich in den meisten deutschen 
~undesländern in der polizeilichen Praxis eingebürgert haben. Die Idee ist 
emfach: Vor bestimmten Ereignissen oder Situationen bei denen seitens der 
Po~i oder Ordnungsbehörden mit der Begehung ~on Straftaten gerech-
net Wird, werden bestimmte Personen gezielt von der Polizei angeschrieben 
oder angesprochen. Dabei handelt es sich um Menschen von denen allein 
nach polize T h E. ' 

S 
I ic er mschätzung in der jeweiligen Situation die Begehung 

von traftaten zu e te • D · ·n Kr· ·na1 .. . rwar n sei. as propagierte Ziel dieses Vorgehens 1st ei 
uni praventives· Ein hi h d Be- gehun S · e »psyc sc e Hemmschwelle«25 gegenüber er 

g von traftaten d O d 1· jliche Präsenz d un r nungsstörungen soll aufgebaut, po 1ze . 
un Aufmerksamke"t d . f' wird signalisiert· w· ha I emonstnert werden. Dem Betro ,enen . ,. Ir ben o· h . A 1c 1m uge!« 

23 vc Koln 10. 12 
24 Zur Konu . 2009, 20 K 842/09, jurla. 

waffe od plion dieser Strategie· Hülsb Wunder· 
25 er nur eln taktisches p~ eck, 1:faiu: Die Gefllhrderansprache: Allheilmittel, S 442. 

CleartngstelleJugendhilfe estllck?, m: Der Kriminalist 2008, Heft 11, S. 442-445, · 
/Polizei Berlin, Infoblatt Nr. 42, Tell 2, S. 1. 

--

In größerem Umfang wurde diese Strategie erstmals im Vorfeld der Fußball-
Weltmeisterschaft 2006 in Deutschland verfolgt um als gewaltbereit bekannte 
Fans möglichst ganz von den Austragungsorten der Spiele fernzuhalten. Seit-
her hat die Polizei ihre Gefährderansprachen auf ganz andere, als Risikogrup-
pen empfundene Personenkreise ausgedehnt: Neben Hooligans werden jun-
ge Mehrfachtäter, delinquente Kinder, wegen familiärer Gewalthandlungen 
aufgefallene Männer2

6
, Stalking-Verdächtige und potentielle Teilnehmer von 

geplanten Demonstrationen sowohl am rechten als auch linken Rand des po-
litischen Spektrums systematisch auf diese Weise kontaktiert. 

Vor allem anhand der letztgenannten Gruppe wird die Problematik der Maß-
nahme deutlich: In wie weit handelt es sich bei derartigen Kontaktaufnah-
men durch die Polizei noch um eine reine Beratung und Information -und 
wann ist die Grenze zu einem Eingriff in die Freiheitsrechte der Betroffenen 
überschritten? Mit welcher Eindeutigkeit die Polizei bereits versucht hat, mit 
Hilfe von Gefährderansprachen individuelles Verhalten zu kontrollieren und 
zu steuern, wird an dem Brief deutlich, den ein Globalisierungsgegner im 
Vorfeld des EU-Gipfeltreffens 2001 in Brüssel erhielt. Darin hieß es: 

»[ ... ] um zu vermeiden, dass Sie sich der Gefahr präventiver polizeilicher 
Maßnahmen[ ... ] aussetzen, legen wir Ihnen hiermit nahe, sich nicht an den 
oben genannten Aktionen zu beteiligen.«27 

Polizeiliche Gefährderanschreiben mit einem derartigen Wortlaut wurden 
von den Verwaltungsgerichten für rechtswidrig erklärt, da sie die Willensent-
schließungsfreiheit potentieller Demonstranten hinsichtlich ihrer Teilnahme 
an den jeweiligen Ereignissen hier unzulässig beeinträchtigten.28 Über eine 
bloße Informations-und Beratungsarbeit, die noch auf die in den Polizeige-
setzen der Länder enthaltene Aufgabenzuweisung gestützt werden könnte, 
gehe das polizeiliche Handeln hinaus sobald der Adressat die »Hinweise« als 
Aufforderung verstehen muss, der Veranstaltung besser fernzubleiben. An-
sprachen oder Schreiben, die auf eine Verhinderung der Demonstrationsteil-
nahme abzielen, stellen einen Eingriff in die Grundrechte aus Artikel 5 und 
8 _Absatz 1 GG dar. Als gesetzliche Grundlage für diesen Eingriff haben die 
niedersächsischen Verwaltungsgerichte grundsätzlich zwar auch die General-
klausel des Gefahrenabwehrrechts anerkarmt29, in dem konkret verhandelten 
26 

~ie tragiach •Gefllhrderansprachen« in Einzelllillen enden können, zeigt der (beamtenrechtliche) Fall 
~~es von der Polizei kontaktierten Mannes, der einen Tag später seine ehemalige Ehefrau erschoss: 

27 Arnsberg 20.1.2010, 2 K 833/07, juris. 
2B ~tiert nach OVG Lüneburg NJW 2006, 391. 

29 VG Lüneburg NJW 2006, 391. Vergleiche dazu die Anmerkungen von Arzt 2006, S. 156. 
Di';:" Berufung auf die Generalklausel ist angesichts des hohen Wertes der hier betroffenen Grund-
rec te und der UnbeatJmmtheit der anzustellenden Gefahrenprognosen sehr zweifelhafL Da das 
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,,,,. d dafür gesehen, warum ausge-
Begrün ung . usreichende Gefahren während der geplanten 
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Fall 1·edoch keine a ttenen bestimmte dem Betrou• 
rechnet von ehen sollten. 
Veranstaltungen ausg hung: Gefä.hrderansprachen können 

d' e Rechtsprec . 
E bnis bedeutet ies f die polizeirechtliche Generalklausel ge- Im rge . Gefahr au 

be. dem Verdacht eIDer . hi reichend konkreten Verdachtsgründen 
i ü en aber mit n h stützt werden, m ss . D eh diese Rechtsprechung kann eute nicht 

all be ündbar seID. o h h 'r b . im Einzelf gr . eile dürfte angesichts des o en ver reitungs-
mehr überzeugen. Mittlerw hen in der Polizeiarbeit eher von einer Stan-

Gefährderansprac . . 
grades von d p 1. 'handelns zu sprechen sem mit der Folge, dass die dmaß ahme es o 1ze1 
dar n I k . ausreichende Rechtsgrundlage mehr für sie darstellt 
Generalklause eIDe · · 30 Al b · · lh f k . •aJ tzliche Regelung nötig ist. s eispie a t ann in und eme spez1 gese . . . . 
. s· d'e in Österreich mit § 49 b des S1cherheitspohzeigesetzes31 

diesem mne 1 . 
geschaffene Rechtsgrundlage für Gefä.hrderansprachen m Zusammenhang 
mit Sportgroßveranstaltungen angesehen werden. Auch i~ Deutschland ist 
es längst geboten, die Voraussetzungen und den Umfang dieser Maßnahmen 
durch ein Parlamentsgesetz zu regeln -oder aber auf dieses Instrument zu 
verzichten. 
Auch die Qualität des Grundrechtseingriffes dieser Aktionen wird von der 
Rechtsprechung bislang zu wenig problematisiert. Schon regelmäßige Haus-
besuche und Ansprachen durch die Polizei stellen intensive stigmatisierende 
Verletzungen des sozialen Nahraumes der Betroffenen dar und können deren 
soziale Reputation nachhaltig beeinträchtigen.32 Die Problematik erschöpft 
sich nicht in der Frage, ob die Polizei nur beratende oder gar warnende und 
anordnende Sätze kommuniziert, sondern betrifft darüber hinaus das Recht 
des einzelnen Bürgers, von Kontaktaufnahmen durch die Polizei generell ver-
schont zu bleiben, die ihn als •Gefährder« etikettieren. 

Gericht anerkannte dass bereits di Will · ihre Grundrechtaausüb ' . e ~ntachließwtgsfreiheit der Betroffenen -und damit . 
setzliche G dlageung an sich · betroffen sein kann, ist für Eingrlffe dieser Art vielmehr eine spezialge- run zu fordern. 

30 Zur JlOW,eillchen Gen . . . 
Kniari~ ~.~gr,mdlage: BVerwG NVwZ 2007, 1439 (1441); Pirrolh!SdJinXI 
IUDgln,cht, 6. Aufl, Mtlnch i"")"""I IUllele 1, Michael: Poliz.ei-und Ordnungsrecht mit Versamm-

31 § 49b •-·-en 10 § 7 Rn. 20. 
""" 1 SPG lautet: •Menachen, di 

201011>.""ITG 20IO) e Verwaltungsübertretungen nach §§ 81 oder 82, nach dem 
~•u ,nachArt.IDAbs. l Z4desEinführun geoetzeszudenVer-

mit Spo~ (EGVG) oder nach § 3 des Abzeichenseseu! 1960 in unmittelbarem 
T111ac1ien llllZUnehrnen ist, dass ~~en begangen haben, und von denen aufgrund bestirnffit.er 

solche Verwai 111e nbe m unmittelbarem Zuaammenhang mit künftigen Sportgroß-
werden. llOl Uber ~~nforme begehen werden, können von der Sicherheits~:ie 

zu~. Verhalten bei 10lchen Veranstaltungen nachweisll 
32 In die., Ricbh,no 

nai!I11-L,-'6weiaenauchdJeA-._-, "-'"'j. 
und -Y'uutelll und p~ierue von Napla,,a, Thomas:Jugendliche IntensMJller als ivu•-

IOZJaler Kontro11e: Realitllen, 11~~-ln: Groenemeyer, Axel (Hng.): Soziologie sozialer problernt' 
·~l'•uental!onen und Politik, Wiesbaden 2008, S. 193-214, S. 207. 

Eine klare gesetzliche Grundlage könnte zudem die aus faktischen Gründen 
roblematisch eingeschränkten Rechtsschutzmöglichkeiten verbessern. Wäh-

~end in den Fällen schriftlicher Kontaktaufnahmen durch die Polizei zumin-
dest eine dezidierte Rechtskontrolle leicht durchzuführen ist, wird den Be--
troffenen in anderen Bereichen der„so modisch gewordenen täterorientierten 
Prävention die Möglichkeit einer Uberprüfung nicht so leicht möglich sein 
oder erst gar nicht in den Sinn kommen. jugendliche Straftäter beispiels-
weise, die zuhause zum Objekt einer solchen Ansprache durch die Polizei 
werden, dürften sich über die Zulässigkeit und den Gehalt des unerbetenen 
Polizeikontaktes wohl kaum Gedanken machen. 

3. Netzwerke der Kontrolle: Mehrfachtäter und 
»Multiproblemfamilien« 
Ein anderes Beispiel für neuartige präventive Eingriffe in den Rechtskreis von 
Menschen, die zuvor wegen einer Straftat auffällig geworden sind, bildet der 
Umgang mit so genannten Mehrfach-, Schwellen-, und lntensivtätern. Hier 
wird mittlerweile in die Praxis umgesetzt, was bereits seit Mitte der 1990er 
Jahre unter dem Begriff der »Institutionen übergreifenden Zusammenarbeit« 
in der Kriminalprävention propagiert wird: Prävention soll nicht nur durch 
Polizei und Justiz, sondern möglichst mittels eines umfassenden Netzwerkes 
aus Strafverfolgungsbehörden, Sozialämtern, Jugendhilfe, Schulen und Ver-
einen betrieben werden. Diese Strategie ist Teil einer allgemeinen Präventi-
onseuphorie, die nicht nur Kriminalität sondern städtische Unordnung und 
deviantes Verhalten vor allem der benachteiligten sozialen Schichten in den 
Blick nimmt: In den Fokus des Staates geraten nicht nur die als •gefährdet« 
et_ikettierten Jugendlichen33 sondern gleich ganze »Multiproblemfamilien«34, 
die auf den Pfad bürgerlicher Tugenden zurückgeholt werden sollen. 

Diese Kooperationen stellen sich als ein Element der in erster Linie von 
Innenministern und der Polizei propagierten Konzeption der Kriminalprä-
vention als einer »gesamtgesellschaftlichen Aufgabe« dar.35 Zur Umsetzung 

33 Zur Kon truk tltadi k 5 tion •geflhrdeter jugendlicher• im Kriminaldiskurs: Bettinger, Frank: Der Kriminall-
Jan 8 urs -Bedeutung und Konsequenzen für eine kritische soziale Arbeit, In: Bettinger, Frank/ 
der'i':.'r Mec:thild/ Mansfeld, Cornelia (Hrsg.): Gellhrdetejugendliche? Jugend, Kriminalität und 

34 
Con,,. nac Strafe, Opladen 2002, S. 145-154, S. 145 ff. 
blern{ (C:en, Marie-Luise: Aufsuchende Familientherapie -eine ambulante Hilfe für Multipro-
arbe\~ en, Sozialmagazin 1999, Heft 4, S. 35-39) nutzt diesen Begriff innerhalb der Sozial-
Warn(schasenschaft; Milller-Piepenk61ter/Kulnnk (Müller-Plepenkötter, Roswitha{Kublnk, Michael: 
schrlft fü usa)arrest als neue Sanktion. Rationale Perspektiven für eine ewige Kontroverse, Zeit-
als Klien;ef;ci1tapolitik 2008, S.176-180, S. 178) sehen Junge Straftäter aus •Multiproblernfamlllen• 

ür einen Warnschussarrest. 
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. meisten Bundesländern mittlerweile Richt-
. wurden in den l äß•. v t· 

di
eser Strategie 36 die eine rege m ige n..oopera ion und de 

k tive erlassen, hilc S n linien der Exe u . eben Schulen, Jugend 1e, taatsanwaltschaften 
InforIIlationsaustauschzZWls . t haben diese Richtlinien eher symbolische 

. . fi rcieren umeis n und Pob.ze1 ° Ch· akter da sie lediglich die bestehenden gesetzliche 
Ilativen ar ' n und appe . 31 wiederholen und ausformen. 

Aufgaben.zuwe1sungen . 
enenJahren wurde der Informationsaustausch in einer 

Doch in den vergang . . . . b t die sowohl rechtlich als auch JUgendknmmologisch zwei-
Weise ausge au , . . . felhaft und kritikwürdig ist Besonders deutlich wird die neue Qualität und 
Intensität von Kontrolle und Beobachtung anhand der Gruppe derjenigen 
. Strafta··ter die von der Polizei als intensiv straffällig eingestuft werden 
Jungen , . .. • Für diese so genannten »Intensiv-und Schwellentater« bedeutet die Netz-
werkprävention ein Bündel gezielter Informationseingriffe in ihr soziales 
Leben: So werden beispielsweise der niedersächsischen Polizei »regelmäßi-
ge Kontaktaufnahmen« mit wiederholt strafrechtlich registrierten jugend-
lichen vorgeschrieben, die »zunächst im 14tägigen Rhythmus stattfinden« 
sollen. Bei diesen Kontaktaufnahmen sollen die Beamten unter anderem 
»Erkundigungen nach den persönlichen Lebensumständen« einholen und 
Feststellungen über ein »verändertes Erscheinungsbild bzw. aktuellen Freun-
deskreises (Peergroup)« des jugendlichen treffen.

38 
Alle Intensivtäter des 

Bundeslandes sind in einer Liste zu erfassen, die nicht nur den Staatsanwalt-
schaften und den Jugendämtern sondern auch den jeweiligen Schulen!. die 
von den jungen Menschen besucht werden, zur Kenntnis gebracht wird. Ahn· 
liehe Konzepte werden auch in anderen deutschen Bundesländern in Bezug 

. Rahmender 
35 Ausführlich dazu: SdaDind § 18, Rn. 3 II.; kritisch zu der Umsetzung diesesunalKo~prävention in 

kommunalen Kriminalpravention in Deutschland:Jasdt, Michael: Komm e 11420 s. 419-
der Krise?, in: Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsreform 2003, Heft 6, S. 4 ' _Arl>eil 

J 
. Schule und . 

36 Nordrhein-Westfalen: Gemeinsamer Runderlass der Ministerien für Inneres, ustiZ, d r Mißisterleo 
v. 31.8.2007, Mbl NRW 2007, S. 582, Ziff. 2.2. Niedersachsen: Gemeinsamer Runderlass ~dreichung: 
für Kultur, Inneres und Jugend v. 30.9.2003, Nds. Mbl 2003, S. 675, Ziffer 3. Hamh ~urg-für Schule und 
SUrbmg der Verbindlichkeit erzieherischer Maßnahmen an Schulen (Hrsg.: Be ö e en ist daS 
~ung), August 2010, S. 36. Differenzierter nach Gelllhrdungsgraden d~:,'!~uduni 
uaunc,r Konzept •Umgang mit Gewalt und Notfalhituationen« (http://www.be · 

• hilfe_und_praeyention,t gewaltpraevention). . . n under hier 
-s, Bedaitsam ill neben der Gefahrenabwehraufgabe in den Polizeigesetzen der jeweilige ul setzen fe,tge" 

der ~trag an die Jugendhilfe in§ 81 KJHG sowie der in den Landessch ge 
M:hriebene Bildung. und Eniehungsaufuag der Schulen. c1s.Mbl. 2~• 5d 38 

Mlnderjahrige Schwellen-und Intensivtäter Niedersachsen, ~e, polize1 un 7:il, 8-1.3. Siebe zu einem vergleichbaren Kooperationsprojekt zwischen Jugen d swusanwalt~fl 
m ~~_Endt, Olaf: Z~ von Schule, Polizei,Jugendhllf~e (ZJJ) 2007, J-l 

s. an '""-'lWeD m Bremen, in: Zeiuchrift für Jugendkriminalrecht und Jugen 4, S. 407. 

auf so ge~annte Intensiv-, Mehr_fach-oder Schwellentäter verfolgt.39 Doch der 
Informationsfluss er~~lgt auch m der Gegenrichtung: In einigen Bundeslän-
dern wurden Lehrkräfte per Erlass dazu verpflichtet, schon den Verdacht auf 
bestimmte begangene oder bevorstehende Straftaten -darunter auch leichte 
Delikte wie Graffiti und wiederholte Ladendiebstähle -durch ihre Schüler an 
die Polizei zu melden. 

Damit entsteht ein neues, in seiner Dichte bislang nicht gekanntes Netz der 
formellen Sozialkontrolle, das in mehrfacher Hinsicht zu kritisieren ist: Da 
die Intensivtätereinstufung allein aufgrund polizeilicher Ermittlungen und 
eines Tatverdachtes erfolgt, steht die Verbreitung dieses »Labels« für eine 
bestimmte Person innerhalb der Justiz und zwischen unterschiedlichen Be-
hörden bereits in einem Konflikt mit der aus dem Rechtsstaatsprinzip fol-
genden Unschuldsvermutung. Aber auch im Hinblick auf den Datenschutz 
steht die Weitergabe von Informationen über polizeiliche Erkenntnisse an 
die Schulen ·rechtlich auf tönernen Füßen. Im Detail weichen die Formulie-
rungen der Vorschriften über die Verarbeitung und Verwendung von perso-
nenbezogenen Daten im Gefahrenabwehrrecht der Länder zwar voneinander 
ab. Im Grundsatz wird in den jeweiligen Vorschriften aber übereinstimmend 
verlangt, dass die Übermittlung personenbezogener Daten von der Polizei 
an andere Behörden für die Erfüllung der Gefahrenabwehraufgabe »erfor-
derlich« ist.-lO Ob die Weitergabe persönlicher Daten aus dem Bereich der 
Strafverfolgung diese Voraussetzung erfüllt, ist schon deshalb fraglich, weil 
von den jeweiligen jugendlichen nicht allein aufgrund ihrer früheren poli-
zeilichen Registrierungen eine Gefahr ausgeht. Hinter der Verknüpfung von 
früheren Taten und gegenwärtiger Gefahr steckt die -alltagstheoretisch ver-
breitete aber empirisch widerlegte_ Annahme: »Einmal Verbrecher, immer 
Verbrecher«.41 Was hier von der Polizei betrieben wird ist nicht Gefahrenab-
wehr, sondern ein Datenaustausch auf Vorrat mit dem Ziel der Gefahrenvor-
sorge -und das mit höchst ungewissem Nutzen. Denn ob die Ju~~ndämter 
und Jugendhilfeeinrichtungen überhaupt sinnvoll für die pohzeihche o~er 
justizielle Prävention genutzt werden können, ist angesichts der _untersch~ed-
lichen Herangehensweisen auf diesen beiden professionellen Seiten fraglich. 

39 Siehe für N d . sisches Lan or rh_e•~-Westfalen: Henkel/Neumann 2005; für Berlin: Re,,sch 2007; für Hessen: Hes· 
Frankf desknmmalamt 2008 sowie Gut/rlce, Ka;/]asch, Michael: lntensivtäterermlltlungen in 
Jugend'::"-\t°(d die Grenzen der Karriereforschung, in: Zeitschrift für Jugendkriminalrecht und 

40 
s· 1 e ZlJ) 2003, Heft 2, S. 175-178. 

41 

s:,e!e beispielhaft: § 43 Abs. 1 Nds. SOG; § 20 Abs. 1 PolDVG Hamburg; § 28 Abs.l PolG NRW. 
Verb er rovoJ:tante Titel der Arbeit von SteUy/Thomas (Stelly, Wolfgang/ Thomas.Jürgen: Einmal 
jung re~er -immer Verbrecher?, Wiesbaden 2001), die mit ihrer Untersuchung der Lebensläufe 

er ehrfachtäter diese Alltagsannahme widerlegten. 



........-· r1 nd das e,d<ludierende Labeling als „ Intensi . 
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1
. he i)berWachung u zu der Orientierung der Jugendhilfe an dvtä-
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pohze1 ,c . 111 Gegensatz h ,2 en h n in eine . Mensc en. 
ter• ste e B dürfnissen Junger 

d
. ·duellen e p 1' 'k b k in 1V1 . o·nge an dieser o itl emer enswert und 

1
. . h sind zwei , b d J d pro. J{rilllinalpo ,osc . d die Polizei mit Aufga en er ugen sozialarbeit be-

blematisch: ErS!ensdWlr •oinär zustäridig noch ausgebildet ist. Polizisten . 
fü die sie we er Oflo-1· h . Sllld traut, r ·al b ·t in Problemfällen sch ic t ungeeignet -der gesetzl' h 

J 
dsozi ar e1 er 1c e als ugen ang das Interesse der Polizei an Aufklärungserfolgen d 

StrafverfoJgungsZW ' ak . J dl' h un . K ulation der im Kont t mit ugen ic en gewonnenen I 
die emsige u111 . . . . . n- . •n p<>lizeilichen Dateien, m die Jugendhche »emgepflegt«43 
formatiOnen I wer- den sollen, verhindern das Entstehen jedes Vertrauensverhältnisses, das für 
sozial integrierende Hilfsangebote gegenüber den jugendlichen erforderlich 
wäre, zweitens wird mit der weitreichenden Weitergabe von Informationen 
über eine strafrechtliche Vorbelastung sogar an die Schulen Abschied genom-
men von einem Leitgedanken, der seit Jahrzehnten aus guten Gründen das 
Jugendkriminalrecht beherrscht: Stigmatisierungen und Ausgrenzungen so 

weit wie möglich zu vermeiden.
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4. Aufenthaltsverbote 
In der Praxis ebenfalls in erster Linie an jugendliche und Heranwachsende 
ist eine dritte Säule der neuen Kontrollformen gerichtet, mit der die Bewe-
gungs-und Handlungsfreiheit der Betroffenen polizeilich beschrärlkt wird: 
das Aufenthaltsverbot auf Grundlage des Polizeirechts. So heißt es etwa in~ 
17 Abs.4 des Niedersächsischen Sicherheits-und Ordnungsgesetzes: 

»Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass eine Person in einem be-
stimmten örtlichen Bereich eine Straftat begehen wird so kann ihr für eine 
bestimmte Zeit verboten werden, diesen Bereich zu be~reten oder sich dort 
aufzuhalten, es sei denn, sie hat dort ihre Wohnung[ .. .].« 

. Gedanken zu InSdt 
42 So auch Emig, Olaf: Kooperation von Polizei, Schule,Jugendhilfe undJu~ti~ Dollinger, Be~~50. 

neuen Kontrollstrategien und Krirninaliaierungstendenzen, 1;
009, s. 149-155, ·. 

midt-Semiach, Henning {Hng.): Handbuchjugendkriminalitllt, Opladen er Daten in 
bezogen as· 43 So~ technokratische Terminus der Polizei für die Speicherung personen bei Meyn, Th0~

72
~76, 

delikta,. oder tltergruppenspezifiache Dateien, nachzulesen unter and~rern 
008 

Heft 12, S. 
GeUhrderamprachen bei jugendlichen Intensivtlltem, in: Kriminalistik 2 ' 
S. 672. . ltern•? . . 

. 1ntens1vt eidiget 44 
Recbt_kritiach daher auch Malln (MOller, Henning Ernst: Labeling von„ in: Strafvert JlelliD 
ere emes kriminologischen Theorieanaatzea und seine heutige Relevan~ HaJllburS~ iJI'. 

(Hng.}. Wehe dem, der beschuldigt wird ... : 34. Strafverteif geg« auf AhViflge ' 
~69-189, S. 188), IOWie Ostmdtrrf'_ Heribert: »lntensivtlterbeklmP un 1 fllr JugendkriminaJrecht und Jugendhilfe 2007, Heft 3, S. 3oo. 

,Ähnliche Formulierungen finden sich in den Polizeigesetzen anderer Bundes-
lärider.4s Zunächst wurde diese Maßnahme insbesondere als ein Mittel gegen 
die »offene Drogenszene« an bestimmten Stellen im Gebiet von Großstädten 
verwendet,46 später gerieten sie immer stärker in den Verdacht, ein Instru-
ment der Reglementierung von Subkulturen in den Innenstädten zu sein.47 
In den letzten Jahren hat sich dieses Aufenthaltsverbot vor allem zu einem 
Mittel dafür entwickelt, einzelne jugendliche, die schon zuvor strafrechtlich 
aufgefallen waren, an den Wochenenden von Gaststätten und bestimmten 
»Party-Locations« fernzuhalten. Aufenthaltsverbote werden zumeist für den 
Innenstadtbereich in Großstädten ausgesprochen, in denen sich Kneipen, 
Diskotheken und Nightclubs befinden. Hält sich der Betroffene nicht an 
die Anordnung, so droht ihm ein Bußgeld. Die Verbote müssen örtlich und 
zeitlich beschränkt werden. Die Dauer dieser Anordnung ist in den meisten 
Polizeigesetzen der Bundesländer nicht ausdrücklich begrenzt. Aufenthalts-
verbote für eine Dauer bis zu sechs Monaten wurden aber von der Recht-
sprechung bisher für verhältnismäßig gehalten und gebilligt.

48 
Begründet 

wird die Maßnahme allein mit der Gefahr, die Personen würden dort erneut 
Straftaten begehen, wobei eine kriminalistische Prognose der Polizeibeamten 
auf der Grundlage früherer Erfahrungen mit der Person für ausreichend ge-

halten wird. 

Auch hier wird an eine frühere strafrechtliche Auffälligkeit des Betroffenen 
angeknüpft, die als Grundlage für eine Gefahrenprognose dient und zu 
einem polizeilichen Verbot im Namen der Kriminalprävention führt.

49 
Dieses 

Verbot greift in die Lebensgestaltung der jungen Menschen nachhaltig ein, 
da es ihren Ausschluss von bestimmten Möglichkeiten der Freizeitgestaltung 
für einen nicht unerheblichen Zeitraum bewirkt. Aufenthaltsverbote greifen 
damit in die zentralen Grundrechte der Freizügigkeit (Art. 11 GG) und der 

45 Sächsisches PolG; § 27a PolG Baden-Württemberg;§ 16 PolG Brandenburg;§ 29 D AS0G 

46 Dazu: Cremer, Wolfram: Aufenthaltsverbote und offene Drogenszene -Gesetzesv0rrang, Parlament.t-
;;:ehalt und grundgesetzliche Kompetenzordnung, NVwZ 2001, S. 1218-1223, S. 1218 ff, sowie Fmger, 

raten: Das Aufenthaltsverbot -Die neue Standardmaßnahme des nordrhem-westfälischen Gefah-
renabwehrrechts, in: Deutsche Verwaltungspraxis 2004, S. 367$4, S. 367. 

47 Reinke, Herl>ert/Schlerz, Sascha: Konjunkturen der GeOOirlichkeit? Geflhrdete Zukunft? Das 
wiaenschaftllche und praxisbewgene Sprechen über kriminelle jugendliche In den 1970er Jahren In 
tr Bundesrepublik, In: Bollinger, Lorenz u (Hng.~ GeOOirli~e Menschenbilder, 201?, S. 
Be &373, S. 360 ff. Grundlegend zu den (sub)kuJturellen Dimensionen der Jugendkriminalität: Dollinger, 

mcl:Jugendkriminalitlt als Kulturkonflikt, Wiesbaden 2010. 
: OVG ~ebwg 12.5.2009; II ME 190/09. 

kritische Bestanduufnahme der pollzeirechtlichen Entwicklung hin zu der heutigen gesetzlichen 
Kri~ findet sich bei Trupp, Andreas: Das pollzeiliche Aufenthaltsverbot als Legislativskandal, 

e Vierteljahresschrift fOr Gesetzgebung und Rechtswissenschaft 2002, S. 459-473, S. 462 f. 
4 
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ze personen , und in Freiheitsrechte der Betroffenen eingreifen. Für die Adressaten dieser 
Maßnahmen sind sie bedeutsam, da sie vielfach eingriffsintensiver sind als 
Maßnahmen, die am Ende eines Strafverfahrens wegen geringfügiger oder 
mittelschwerer Kriminalität stehen würden. Auf diesem Weg wird eine 
Sanktionierung durch die polizeiliche Hintertür in Fällen erreicht, in denen 
die Gerichte entweder bereits sanktionierend tätig gewesen sind, oder aber 
bewusst auf eine Sanktion verzichtet haben. Diese Entwicklung beinhaltet 
Implikationen für die Art des Umgangs mit Kriminalität und die Rolle des 
Strafrechts im System der formellen Sozialkontrolle: 

1. 
Die Kontrolle von Kriminalität wird zunehmend exekutivisch. Während vor 
rund 3o Jahren noch lebhaft darüber gestritten worden ist ob die extensive 
staatsanwaltliche o· · ' kl. h . iversion unter Erteilung von Auflagen eine heden ic e 
~=chitung der Sanktionsmacht der Strafverfolgungsbehörde zu Lasten ge-
n er Verfahren darst llt so h • h . h un· 
te ufd 

e , at s1c die Aufgabenverlagerung »nac 
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§ 1s3a stPO, 50 
Kmudt, Erhard: Der Staalaanwalt. Ein Richter vor dem Richter? Untersuchungen zu Berlin 1980. 

Straftatenverhütung. Doch sie knüpft zur Begründung ihrer Gefahrenpro-
ose primär an vergangene Straftaten der Betroffenen an und betreibt damit 

~ne repressive Form tertiärer Kriminalprävention, die für die Adressaten wie 
eine Sanktion wirkt. Dabei ist kriminologisch und kriminalpolitisch bedeut-
sam, dass die Polizei aufgrund kriminalistischer und ordnungspolitischer In-
teressen darüber entscheidet, welche sozialen Gruppen in den Fokus dieser 
Kontrollmaßnahmen gerückt und damit als »Risiko« definiert werden. Insbe-
sondere subkulturell orientierte jugendliche und Heranwachsende werden 
auf diesem Weg leicht zu bevorzugten Objekten staatlicher Überwachung 

1 t. 51 
und Reg emen 1erung. 

2. 
Damit verändert sich die Funktion der strafrechtlichen Bearbeitung einer 
Tat. In der Konzeption des Strafrechts bildet die strafrechtliche Sanktion 
_ sei es eine Strafe oder auch »nur« eine ambulante Maßnahme -eine ab-
schließende Bearbeitung der von einer Person begangenen Straftat. Durch 
polizeiliche Gewinnabschöpfungen, Gefä.hrderansprachen, Aufenthaltsver-
bote und Informationssammlungen wird aus der strafjustiziellen Behandlung 
der Tat nur der Startpunkt für eine zeitlich gestreckte, umfassende Kontrolle 
der straffällig gewordenen Person. Die Grenzen zwischen der strafrechtlichen 
Bearbeitung der Vergangenheit und der kontrollierend-sanktionierenden Be-
arbeitung der Zukunft verschwimmen. Die präventiven Kontrollsanktionen 
stellen somit ein Stück Realisierung des von Hassemer52 prognostizierten Si-
cherheitsstrafrechts dar, das als ein Präventionsinstrument für die Bekämp-
fung gesellschaftlicher Probleme und zur Beherrschung von Risiken ausge-
formt wird. 

3. 
Die Verschmelzung von Gefahrenabwehr und Strafrecht erscheint als die 
konsequente Weiterentwicklung der präventiven Zweckbestimmung der Stra-
fe. So gesehen könnte man leicht auf den Gedanken kommen, dass die in 
Deutschland etwa seit Mitte der 70er Jahre vorherrschende Verdrängung der 
Vergeltung durch die Prävention dem Öffnen von Pandoras Büchse gleich-
kam. Die Sicherheitsorientieqmg des Rechts auf diesen Paradigmenwechsel 

51 ~u der populären Definition der Lebensphase »Jugend« als gesellschaftliches Risiko: Anhom (An-
o~, Roland: Von der Gefllhrlichkeit zum Risiko -Zur Genealogie der Lebensphase »Jugend« als 

so~i~es Problem, in: Dollinger, Bernd/Schmidt-Semisch, Henning (Hrsg.): HandbuchJugendkri-
:
6d_uu, Opladen 2009, S. 23-41, S. 24 f.), sowie in historischer Perspektive: Reinkl/&hierz a.a.O., 

52 Winf,:Ied: Sicherheit durch Strafrecht: Erilffnungsvortrag Strafverteidigertag 24.3.2006, 
n. ~~afverteld1ger 2006, Heft 6, S. 321-332, S. 134. Kritisch zur Sicherheitsorientierung des Straf-

h ;:r1d des strafrechtlichen Diskurses auch:Jasch, Michael: Strafrecht im Dilemma zwischen 
c er eil und Freiheit, in: Kriminologisches Journal 2007, Heft 3, S. 203-213, S. 211. 
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Maßnahmen sind sie bedeutsam, da sie vielfach eingriffsintensiver sind als 
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mittelschwerer Kriminalität stehen würden. Auf diesem Weg wird eine 
Sanktionierung durch die polizeiliche Hintertür in Fällen erreicht, in denen 
die Gerichte entweder bereits sanktionierend tätig gewesen sind, oder aber 
bewusst auf eine Sanktion verzichtet haben. Diese Entwicklung beinhaltet 
Implikationen für die Art des Umgangs mit Kriminalität und die Rolle des 
Strafrechts im System der formellen Sozialkontrolle: 

1. 
Die Kontrolle von Kriminalität wird zunehmend exekutivisch. Während vor 
rund 30 Jahren noch lebhaft darüber gestritten worden ist ob die extensive 
staats~waltliche Diversion unter Erteilung von Auflagen 'eine bedenkliche 
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Straftatenverhütung. Doch sie knüpft zur Begründung ihrer Gefahrenpro-
ose primär an vergangene Straftaten der Betroffenen an und betreibt damit 

s;1ne repressive Form tertiärer Kriminalprävention, die für die Adressaten wie 
:ine Sanktion wirkt. Dabei ist kriminologisch und kriminalpolitisch bedeut-
sam, dass die Polizei aufgrund kriminalistischer und ordnungspolitischer In-
teressen darüber entscheidet, welche sozialen Gruppen in den Fokus dieser 
Kontrollmaßnahmen gerückt und damit als »Risiko« definiert werden. lnsbe-
ondere subkulturell orientierte jugendliche und Heranwachsende werden s „ 

auf diesem Weg leicht zu bevorzugten Objekten staatlicher Uberwachung 
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und Reg emen 1erung. 

2. 
Damit verändert sich die Funktion der strafrechtlichen Bearbeitung einer 
Tat. In der Konzeption des Strafrechts bildet die strafrechtliche Sanktion 
_ sei es eine Strafe oder auch »nur« eine ambulante Maßnahme -eine ab-
schließende Bearbeitung der von einer Person begangenen Straftat. Durch 
polizeiliche Gewinnabschöpfungen, Gefährderansprachen, Aufenthaltsver-
bote und Informationssammlungen wird aus der strafjustiziellen Behandlung 
der Tat nur der Startpunkt für eine zeitlich gestreckte, umfassende Kontrolle 
der straffällig gewordenen Person. Die Grenzen zwischen der strafrechtlichen 
Bearbeitung der Vergangenheit und der kontrollierend-sanktionierenden Be-
arbeitung der Zukunft verschwimmen. Die präventiven Kontrollsanktionen 
stellen somit ein Stück Realisierung des von Hassemer52 prognostizierten Si-
cherheitsstrafrechts dar, das als ein Präventionsinstrument für die Bekämp-
fung gesellschaftlicher Probleme und zur Beherrschung von Risiken ausge-
formt wird. 

3. 
Die Verschmelzung von Gefahrenabwehr und Strafrecht erscheint als die 
konsequente Weiterentwicklung der präventiven Zweckbestimmung der Stra-
fe. So gesehen könnte man leicht auf den Gedanken kommen, dass die in 
Deutschland etwa seit Mitte der 70er Jahre vorherrschende Verdrängung der 
Vergeltung durch die Prävention dem Öffnen von Pandoras Büchse gleich-
kam. Die Sicherheitsorientier~ng des Rechts auf diesen Paradigmenwechsel 

51 Zu der populären Definition der Lebensphase •Jugend« als gesellschaftliches Risiko: Anhorn (An-
hor_n, Roland: Von der Geflihrlichkeit zum Risiko -Zur Genealogie der Lebensphase •Jugend« als 
so~iales Problem, in: Dollinger, Berncl/Schmidt-Semisch, Henning(Hrsg.): HandbuchJugendkri-
mS 1

3
nalität, Opladen 2009, S. 23-41, S. 24 f.), sowie in historischer Perspektive: Rtinke/Schitrz a.a.O., 

. 60. 
52 !f assemn-, Winfried: Sicherheit durch Strafrecht: Eröffnungsvortrag Strafverteidigertag 24.3.2006, 

in: Strafverteidiger 2006, Heft 6, S. 321-332, S. 134. Kritisch zur Sicherheitsorientierung des Straf-
;~chts und des strafrechtlichen Diskurses auch:]asch, Michael: Strafrecht im Dilemma zwischen 

icherheit und Freiheit, in: Kriminologisches Journal 2007, Heft 3, S. 203-213, S. 211 . 
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. alitäL Dieses Paradigma dominiert m der Bundesrepublik Deutschland 
;::ts seit Mitte der 90er Jahre die Debatte über die Reform der strafrechtli-
chen Sanktionen, insbesondere über die Sicherungsverwahrung von Straftä-
tern im Anschluss an ihre verbüßte Freiheitsstrafe.

54 
Parallel dazu greift das 

Verständnis des »Bürgers als Risiko« immer mehr um sich, wie sich an den 
diskutierten Maßnahmen ablesen lässt. Kop.trollsanktionen werden angeord-
net bevor es auch nur zu einer konkreten Rechtsgutsgefährdung kommt, auf 
Grundlage einer Prognose, ein betreffender Bürger stelle künftig eine Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit dar. Wie diese Prognose gestellt wird und ob 
derartige Prognosen überhaupt auch nur einigermaßen zuverlässig gestellt 
werden können wird kaum diskutiert und in Frage gestellt. 

5. 
Vor allem für junge Personen gilt: Für die Betroffenen sind diese Sanktionen 
teilweise einschneidender (stellen einen stärkeren Eingriff in ihre Rechte dar) 
als eine Strafverurteilung wegen geringfügiger oder mittelschwerer jugend-
typischer Delikte. Während Gerichte und Staatsanwaltschaften im Bereich 
des Jugendstrafrechts überwiegend Gebrauch von den ambulanten Maßnah· 
men und geringfügigen Sanktionen machen, kann die Polizei mit dern Ziel 
»Gefahrenabwehr« Anordnungen treffen, die für die jungen Menschen oft 
eingriffsintensiver sind als ein sanktionierendes Urteil des Jugendrichters. 

53 Diest Frage zu Recht verneinend: Hassemer a.a.O., S. 331. d d' daJ11il verbU
10
~ 

ab ungun ie ·e20' 54 Kim.ig,Jörg: Die Entwicklung der Gesetzgebung zur Sicheru_ngsverw 1 ·e Krirnlno1°~. 
denen Awwirkungen auf ihre Klientel, in: Forensische Psychiatrie, Psyc 0~i~herungsver 
Heft l, S. 48-59, S. 48 ((; ders.: Kinzig,Jörg: Die Neuordnung des Rechts er 
rung, NJW 2011, S. 177-182, S. 177 ff. 

Obgleich die präventiven Maßnahmen in Grundrechte der Betroffenen ein-
greifen, ist ihre Anordnung auf Grundlage einer unsicheren Prognose mög-
lich und damit wesentlich einfacher als eine strafrechtliche Sanktionierung. 

6. 
Für die Strafverteidigung geht mit den geschilderten Tendenzen eine Erwei-
terung ihres Betätigungs-und Aufgabenbereiches einher. Mit der Vertretung 
der Mandantschaft in den Phasen des Straf-oder Vollstreckungsverfahrens 
sind staatliche Kontroll-und Sanktionierungsversuche längst nicht mehr 
schöpfend bearbeitet. Da die Aufarbeitung der Straftat immer mehr ergänzt 
wird durch präventiv-polizeirechtliche Eingriffe stellt sich auf für die Strafver-
teidiger die Aufgabe, ihren Blick stärker auf den Bereich dieses neu entste-
henden »Sicherheitsrechts« auszudehnen. 
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